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Gesundheitsschutz 
bei Hitzewellen
Europäische Empfehlungen und 
hessische Erfahrungen

Im Herbst 1997 veröffentlichte der Zwi-
schenstaatliche Ausschuss für Klimaän-
derungen (Intergovernmental Panel of 
Climate Change, IPCC) erste Prognosen 
über die gesundheitlichen Auswirkun-
gen des Klimawandels in den verschie-
denen Regionen der Welt. Nach seinen 
Annahmen werden in Europa Hitzewel-
len das größte Gesundheitsrisiko dar-
stellen, die Folgen bei entsprechender 
Vorsorge jedoch deutlich reduzierbar 
sein. Der Hitzesommer 2003 war ein 
Zeichen dafür, dass die Prognosen des 
IPCC eintreten könnten.

Hintergrund und 
Problemstellung

Gesundheitliche Auswirkungen hoher 
Umgebungstemperaturen wurden in der 
Vergangenheit unterschätzt, daher traf 
die Hitzewelle im Sommer 2003 West- 
und Mitteleuropa unvorbereitet. Von ihr 
waren 12 europäische Staaten, darunter 
Deutschland, betroffen. Eine Analyse im 
Auftrag der Europäischen Kommission 
ergab für diese Länder eine Übersterb-
lichkeit von 45.000 Sterbefällen allein 
im August 2003, davon etwa 15.000 in 
Frankreich, 9700 in Italien und 7000 in 
Deutschland [18].

Die Reaktionen innerhalb Europas wa-
ren unterschiedlich. Mehrere Länder eta-
blierten Hitzewarnsysteme und einige er-
gänzend Krisenpläne − sog. Hitzeaktions-
pläne. Teilweise ging der Konzeption eine 
detaillierte Analyse des Krankheits- und 
Sterbegeschehens voraus. Übereinstim-

mend zeigte sich, dass eine Übersterb-
lichkeit zwar in allen Altersgruppen nach-
weisbar war, jedoch v. a. ältere Personen 
betroffen waren. Eine besondere Gefähr-
dung ergab sich durch [2, 21] 
F	�Bettlägerigkeit, 
F	�Pflegebedürftigkeit, 
F	�eingeschränkte Mobilität, 
F	�soziale Isolierung, 
F	�bestimmte Erkrankungen und Medi-

kamenteneinnahme, 
F	�Wohnkonstellationen wie Lage der 

Wohnung in städtischen Wärme-
inseln oder im Dachgeschoss.

Das 2004 in Kooperation mit dem Deut-
schen Wetterdienst (DWD) entwickel-
te hessische Hitzewarnsystem (HHWS) 
beruht auf einem Erlass des zuständigen 
Hessischen Sozialministeriums (HSM) 
und wurde im Jahr 2008 aktualisiert [7]. 
Gegenstand des Projektes HEAT (Hessi-
scher Aktionsplan zur Vermeidung hitze-
bedingter Gesundheitsbeeinträchtigun-
gen der Bevölkerung) war es, das HHWS 
zu evaluieren und Vorschläge für eine 
Weiterentwicklung zu einem Hitzeak-
tionsplan zu erarbeiten. Daraus ergaben 
sich folgende Fragen:
F	�Welche Erfahrungen haben Akteu-

re gemacht, die in das HHWS einge-
bunden waren? Wo liegen die Stär-
ken und Schwächen des HHWS? Wie 
kann das HHWS weiterentwickelt 
werden?

F	�Welche Maßnahmen haben europäi-
sche Nachbarstaaten infolge des Som-
mers 2003 ergriffen? Lassen sich Bei-

spiele guter Praxis identifizieren? In-
wieweit sind sie übertragbar?

F	�Wie könnte ein hessischer Hitzeak-
tionsplan aussehen? Welche Erweite-
rungen des HHWS wären nötig? Wel-
che Akteure wären einzubinden?

Methode

Es wurden Erfahrungen und Sichtwei-
sen von Akteuren der unterschiedlichen 
Beteiligungs- und Umsetzungsebenen in 
Hessen, insbesondere von in das HHWS 
einbezogenen Leistungsanbietern, im 
Jahr 2010 in 34 leitfadengestützten Inter-
views erhoben. Davon waren 
F	�17 Interviewpartner Ärzte des ÖGD, 
F	�6 Verantwortliche aus der stationären 

medizinischen Versorgung,
F	�5 Verantwortliche aus der ambulan-

ten medizinischen Versorgung, 
F	�5 weitere vom medizinischen Dienst 

der Krankenkassen, der Heimaufsicht 
und dem Sozialministerium und 

F	�ein Vertreter des DWD. 

Dabei wurden die Akteure des ÖGD in 
Hessen fast flächendeckend, die der Ver-
sorgung nach dem Prinzip möglichst gro-
ßer Kontraste hinsichtlich institutioneller 
Größe, vertretener Fachdisziplinen und 
einer regionalen Verteilung innerhalb von 
Hessen ausgewählt, bis eine theoretische 
Sättigung erfolgt war. Die Interviews wur-
den audiotechnisch aufgezeichnet und In-
halt und Ablauf in Gesprächsprotokollen 
festgehalten. Es wurde gefragt, ob und auf 
welchem Wege die Interviewten Hitze-
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warnungen erhalten und welche konkre-
ten Handlungskonsequenzen sich aus den 
Warnungen für sie ergeben. Das Daten-
material wurde nach der Methode von 
Gläser u. Laudel [4] ausgewertet. Ausge-
hend von theoretischen Vorüberlegun-
gen wurde ein Kategoriensystem entwi-
ckelt, dem die Textpassagen zugeordnet 
wurden. Tauchten im Text relevante Infor-
mationen auf, die sich nicht einordnen lie-
ßen, wurden weitere Kategorien ergänzt. 
Es erfolgte eine Prüfung der Rohdaten pro 
Kategorie auf Redundanzen und Wider-
sprüche.

»	 Die Auswertung erfolgte auf 
Basis der WHO-Erfolgsfaktoren 
für Hitzeaktionspläne

Die Erfahrungen von 8 europäischen Län-
dern in der Konzeption und Umsetzung 
von Hitzeaktionsplänen wurden mittels 
der zugänglichen Publikationen, der In-
formationen auf den Homepages der Mi-
nisterien und nachgeordneten Verwal-
tungseinheiten sowie ergänzender Tele-
foninterviews mit verantwortlichen Be-
hördenvertretern erhoben. Dabei erfolg-
te die Auswahl der untersuchten Länder 

Belgien, England, Frankreich, Italien, Lu-
xemburg, Niederlande, Portugal und Spa-
nien nach ihrer 
F	�Exzessmortalität im Sommer 2003, 
F	�sprachlicher Zugänglichkeit und 
F	�nach Art ihrer Finanzierung (Steuer 

versus Versicherung). 

Die Auswertung der Dokumente und Ge-
sprächsprotokolle erfolgte entlang der von 
der WHO Europa formulierten Erfolgs-
faktoren für Hitzeaktionspläne [12].

Auf der Basis der Ergebnisse aus den 
beiden Arbeitsschritten wurde ein Kon-
zept für einen hessischen Hitzeaktions-
plan erstellt. Die rechtlichen und techni-
schen Möglichkeiten des Transfers perso-
nenbezogener Krankheits- oder Sterbe-
daten in Hessen und die Sichtweisen von 
Datenhaltern auf die Machbarkeit eines 
landesweiten Monitorings wurden in 
16 Experteninterviews erhoben und mit 
datenschutzrechtlichen Regelungen ver-
glichen. Interviewpartner kamen aus den 
Rettungsdienstleistellen, dem ÖGD, aus 
der Hessischen Krankenhausgesellschaft, 
der Kassenärztlichen Vereinigung (KV), 
von Herstellern von Praxissoftware und 
aus dem Statistischen Landesamt. Ergeb-
nisse einschlägiger Forschungs- und Um-

setzungsprojekte aus Hessen flossen er-
gänzend in die Entwicklung ein. Der Ent-
wurf des Aktionsplans wurde einem ers-
ten Konsultationsprozess auf Landesebe-
ne unterzogen.

Ergebnisse

Das hessische Hitzewarnsystem

Hitzewarnungen des DWD werden auf 
Basis eines biometeorologischen Index, 
der sog. gefühlten Temperatur, kreisbe-
zogen in 2 Stufen ausgesprochen ([11], 
. Abb. 1). Adressaten in Hessen sind 
verantwortliche Stellen der Landesregie-
rung und der Gebietskörperschaften (Re-
gierungspräsidien und Landkreise) so-
wie Akteure der Gesundheitsversorgung. 
Zum Evaluierungszeitpunkt des Warn-
systems wurden neben den 24 Gesund-
heitsämtern auch die mehr als 1000 dem 
Heimrecht unterliegenden stationären 
Pflegeeinrichtungen und Heime für be-
hinderte Menschen sowie alle Kranken-
häuser in Hessen direkt per E-Mail ge-
warnt, während der ambulante ärztliche 
Versorgungsbereich über die Kassenärzt-
liche Vereinigung erreicht werden sollte.

Hessisches
Sozialministerium

Hessische
Heimaufsicht

Hess. Ämter für
Versorgung & Soziales

Der Heimaufsicht
unterliegende Heime

Kassenärztliche
Vereinigung Hessen

Krankenhäuser

Gesundheitsämter

MDK Hessen

Regierungspräsidium
Darmstadt

HLPUG

WS 2: Information auf Homepage

WS 2: Information an Bevölkerung
und Fachö�entlichkeit

Warnstufe 2 (WS 2):
„Extreme Wärmebelastung“:
38° C gefühlte Temperatur
oder wie Stufe 1>3 Tage
anhaltend

HLPUG: Hessisches Landesprüfungs- und Untersuchungsamt im Gesundheitswesen
MDK: Medizinischer Dienst der Krankenversicherung 

Deutscher
Wetterdienst:
kreisbezogene

Hitzewarnungen
per Email

führen Maßnahmen durch

Beratung und
Vor-Ort-Kontrollen

WS 1 & 2: Maßnahmenkatalog

Warnstufe 1 (WS 1):
„Starke Wärmebelastung“:
32°C gefühlte Temperatur,
bis zu 3 Tage anhaltend

Abb. 1 9 Hessisches Hitze-
warnsystem. (Eigene Dar-
stellung nach [7])
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Die Evaluation zeigte differierende Er-
fahrungen der Adressaten des HHWS. 
Auf Ebene der Gesundheitsbehörden 
war die Zustellung der Warnungen per 
E-Mail zuverlässig, ebenso im Zustän-
digkeitsbereich der Hessischen Heim-
aufsicht. Krankenhäuser und Arztpraxen 
wurden dagegen von den Hitzewarnun-
gen nur lückenhaft erreicht. Die KV Hes-
sen stellt eingehende Hitzewarnungen auf 
ihre Homepage. Damit steht die Informa-
tion zwar prinzipiell allen Arztpraxen zur 
Verfügung, es kann allerdings nicht davon 
ausgegangen werden, dass sie flächende-
ckend zur Kenntnis genommen wird. Den 
befragten Personen in den Arztpraxen 
war das Hitzewarnsystem nicht bekannt.

Auf der Ebene der Handlungskonse-
quenzen ergibt sich ebenfalls ein differen-
ziertes Bild. Lediglich für die der Heim-
aufsicht unterliegenden Heime und ihre 
Aufsichtsbehörden sind im Erlass ver-
bindliche Handlungsaufträge formuliert. 
Die Umsetzung des seit 2005 existieren-
den Maßnahmenkatalogs für Heime [17], 
der von den beteiligten Akteuren gemein-
sam erarbeitet wurde, wird durch die 
untere Heimaufsicht kontinuierlich eva-
luiert. Dieses Verfahren hat zu einer steti-
gen Verbesserung der Versorgung in hes-
sischen Pflegeheimen während Hitzewel-
len geführt [6].

»	 Gesundheitsämter leiten 
Hitzewarnungen weiter

Auftrag der Gesundheitsämter innerhalb 
des HHWS ist die Information der Fach-
öffentlichkeit und der Bevölkerung, aller-
dings ohne weitere Spezifizierung. Die be-
fragten Ämter leiten Hitzewarnungen bei 
Stufe 2, falls darauf reagiert wird, nach 
selbst gesetzten Kriterien an Heime, Kran-
kenhäuser, regionale KV, Arztpraxen, Ret-
tungsleitstellen oder auch an Schulen wei-
ter. Für die Information der Bevölkerung 
werden überwiegend Mitteilungen in der 
örtlichen Tageszeitung, Merkblätter sowie 
die hauseigene Homepage genutzt. Dabei 
wird das Internet für die Information älte-
rer Menschen von den Interviewpartnern 
übereinstimmend als (noch) nicht geeig-
net eingeschätzt.

Zusammenfassung · Abstract
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Zusammenfassung
Hintergrund.  Im Zuge des globalen Klima-
wandels sind zukünftig häufiger Hitzeextre-
me zu erwarten. Als Prävention für gesund-
heitliche Folgen dienen Hitzeaktionspläne.
Ziel.  Die vorliegende Arbeit entwickelt ein 
Konzept für einen hessischen Hitzeaktions-
plan.
Material und Methoden.  In 34 Experten-
interviews wurde das bestehende Warnsys-
tem evaluiert. Hitzeaktionspläne von 8 euro-
päischen Ländern wurden analysiert und 
Empfehlungen für einen hessischen Hitzeak-
tionsplan abgeleitet.
Ergebnisse.  In Hessen werden lediglich in 
Heimen präventive Maßnahmen verläss-
lich umgesetzt. Andere Versorgungsberei-
che reagieren nach individuellen Kriterien.Al-
le untersuchten Hitzeaktionspläne enthalten 
ein Warnsystem, Maßnahmenkataloge, Rege-
lungen der Zuständigkeiten und der Risiko-
kommunikation. Die Verantwortung für die 
Umsetzung liegt bei den Kommunen. Eini-
ge Pläne umfassen koordinierte Verlaufsbe-

obachtungen des Sterbe- oder Krankheits-
geschehens.In einem landesweiten Hitzeak-
tionsplan sollten Handlungsaufträge konkre-
tisiert und lokal an spezifische Bedarfe ange-
passt werden. Der ambulante ärztliche Ver-
sorgungsbereich nimmt eine Schlüsselstel-
lung im Zugang zur vulnerablen Gruppe der 
älteren Menschen ein.
Diskussion.  Ein Hitzeaktionsplan bietet 
Chancen für wirksame Prävention, wenn Zu-
ständigkeiten verbindlich geregelt und über-
prüft werden, begleitet von einem Monito-
ring des Krankheits- bzw. Sterbegeschehens. 
Eine Prävention innerhalb der deutschen Ge-
sundheitsversorgungsstrukturen wird nur mit 
einer verbindlichen Beteiligung der ambulan-
ten ärztlichen Versorgung vulnerable Grup-
pen erreicht.

Schlüsselwörter
Klimawandel · Deutschland ·  
Hitzewarnsystem · Hitzeaktionsplan ·  
Prävention

Health protection during heat waves. European 
recommendations and experience in Hesse

Abstract
Background.  In the course of climate 
change periods of extreme heat will proba-
bly happen more frequently. The aim of heat 
health action plans is to prevent the health 
consequences of heat.
Objectives.  The purpose of the present work 
is to develop a proposal for a heat health ac-
tion plan for Hesse, Germany.
Materials and methods.  In 34 interviews 
with experts the existing heat health warn-
ing system was evaluated. Heat health action 
plans of 8 European countries were analysed. 
On this basis a concept for a heat health ac-
tion plan for Hesse was developed.
Results.  In Hesse only nursing homes take 
preventative measures reliably, other health 
care sectors act along varying individual cri-
teria. Heat health action plans include a heat 
health warning system and measures. They 
arrange competences and risk communica-
tion. Local authorities are responsible for im-

plementation. Some plans include a surveil-
lance system of mortality or morbidity. In a 
heat health action plan for Hesse measures 
should be specified and adapted to specific 
needs on the local level. Physicians in outpa-
tient clinics are in a key position having con-
tact with the vulnerable group of the elderly.
Conclusion.  A heat health action plan of-
fers opportunities for effective prevention 
if responsibilities are defined and evaluat-
ed, and monitoring of mortality and morbid-
ity is integrated. In the structures of the Ger-
man health care system efforts to prevent 
heat-related illness cannot succeed without 
reliable participation of the outpatient med-
ical system.

Keywords
Climate change · Germany · Heat-health  
warning system · Heat-health action plan · 
Prevention
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Hitzeaktionspläne – Beispiele 
guter Praxis in Europa

Alle Hitzeaktionspläne weisen eine zen-
trale Koordinierungsstelle beim jeweili-
gen Gesundheitsministerium aus. Der je-
weilige nationale Wetterdienst veröffent-
licht regionalisierte Hitzewarnungen nach 
definierten Schwellen- und Erwartungs-
werten der Temperatur bzw. meteorologi-
scher Indizes. Die jeweilige Stufe des Maß-
nahmenplans wird von den im nationalen 
Hitzeaktionsplan benannten administra-
tiven Stellen in Kraft gesetzt. In den meis-
ten untersuchten Ländern gilt der natio-
nale Plan landesweit. In Italien z. B. um-
fasst er Städte mit mehr als 200.000 Ein-
wohnern. Regelmäßige Evaluationen des 
Hitzeaktionsplans und seiner Umsetzung 
sind in 5 der untersuchten Pläne explizit 
genannt.

Alle Pläne beinhalten ein gestuftes 
Warnsystem und entsprechende Maßnah-
menkataloge, zum Teil als Rahmenvorga-
ben für eine Ausformung durch die opera-
tive Ebene. In einigen Ländern gehört die 
jährliche Identifikation von gefährdeten 
Personen dazu. Auf Basis von Analysen 
des Sterbegeschehens im Sommer 2003 
wurden vulnerable Bevölkerungsgruppen 
definiert: Alter und Alleinleben sind da-
bei die Hauptkriterien. In Italien wer-
den 3 Gefährdungsgrade unterschieden 
(. Tab. 1). Die Listen gefährdeter Perso-
nen werden in den meisten italienischen 
Städten anhand von personenbezogenen 

Sozial- und Gesundheitsdaten erstellt. 
In Frankreich, Luxemburg, Portugal und 
Spanien erfolgt die Registrierung freiwil-
lig und wird in jedem Frühjahr über Me-
dienkampagnen beworben.

Der Maßnahmenplan des italienischen 
Gesundheitsministeriums für ein gestuf-
tes Vorgehen ([15], . Tab. 1) ist beispiel-
haft für die Vorgaben bzw. Empfehlungen, 
die in anderen nationalen Hitzeaktions-
plänen ausgewiesen sind. Aufgrund der 
Kumulation der Risikofaktoren Alter und 
chronische Krankheiten sind neben den 
sozialen Diensten und Hilfsorganisatio-
nen Hausärzte sowie Pflegekräfte in allen 
Ländern wichtige Adressaten. Für Kran-
kenhäuser und Pflegeheime bestehen ge-
sonderte Vorgaben.

Bestandteil aller nationalen Pläne 
sind Regelungen der Risikokommunika-
tion und der Zuständigkeiten. Dabei be-
stehen aufgrund unterschiedlicher Ge-
sundheitssysteme und Verwaltungsstruk-
turen Unterschiede im Ausmaß der zen-
tralstaatlichen Steuerung. Sowohl in 
steuer- wie in versicherungsfinanzierten 
Gesundheitssystemen obliegt die operati-
ve Verantwortung für die Koordinierung 
von Maßnahmen zur Prävention und zum 
Gesundheitsschutz in Hitzeperioden den 
Kommunen.

»	 Surveillance-Systeme 
vernetzen repräsentative 
Auswahl an Datengebern 
mit der zentralen Stelle

Nicht alle untersuchten Hitzeaktionsplä-
ne sehen koordinierte Verlaufsbeobach-
tungen des Sterbe- oder Krankheitsge-
schehens mit einer zentralen auswerten-
den Stelle vor. Die im Sommer 2003 be-
sonders betroffenen Länder wie Frank-
reich, Italien oder Portugal haben jedoch 
Surveillance-Systeme entwickelt, die mit-
tels automatisierter Datenübertragung 
eine fast Echtzeitauswertung des Sterbe- 
und/oder Krankheitsgeschehens in der 
Zusammenschau mit Wetterdaten ge-
währleisten [9, 14, 16]. In der Regel füh-
ren die Surveillance-Systeme keine Voller-
fassungen durch, sondern vernetzen eine 
repräsentative Auswahl an Datengebern 
mit der zentralen Stelle. Diese Datenba-
sis ist nicht nur für jährliche Evaluationen 
von Nutzen, sondern ermöglicht auch die 
Steuerung von Interventionen während 
einer Hitzewelle. In Italien und Frank-
reich konnte so ein Rückgang der Über-
sterblichkeit während Hitzeperioden seit 
Implementierung der Hitzeaktionspläne 
nachgewiesen werden [3, 19].

Empfehlungen 

Nach vorliegenden Vulnerabilitätsana-
lysen und aufgrund der demografischen 

Tab. 1  Gestuftes Vorgehen in Italien. (Eigene Darstellung nach [15])

  Individuelle Gefährdung

    Niedrig
(≥75 Jahre, soziale Isolation)

Mittel
(≥75 Jahre, soziale Isola-
tion, Komorbidität)

Hoch
(≥80 Jahre, mehr als ein Krankenhausauf-
enthalt im letzten Jahr, soziale Isolation)

Warnstufen Stufe 1 Plan A
- Kontakt 2-mal/Woche
- 1-mal/Woche Gesundheitscheck

Plan B
- Kontakt alle 2 Tage
- 1-mal/Woche Gesundheits-
check

Plan C
- Kontakt täglich
- 1-mal/Woche Gesundheitscheck

Stufe 2
Hitzewarnung via 
Radio/TV

Plan D
- Kontakt täglich
- für Trinkwasser sorgen
- Empfehlungen:
Alkohol meiden, kühle Orte auf-
suchen

Plan E
- wie Plan D
- Medikationsüberprüfung

Plan F
- wie Plan E
- Klimageräte installieren

Stufe 3
Hitzewarnung via 
Radio/TV alle 3 h

Plan G
- wie Plan F
- ggf. klimatisierter Transport an 
kühlen Ort
- enger Arztkontakt

Plan H
- wie Plan G
- ggf. häusliche Pflege

Plan I
- wie Plan H
- umgehende Unterbringung an kühlem Ort

486 |  Zeitschrift für Gerontologie und Geriatrie 6 · 2014

Beiträge zum Themenschwerpunkt



Entwicklungen in Hessen stellen ältere, 
insbesondere chronisch kranke oder 
pflegebedürftige Personen, eine priori-
tär zu schützende Bevölkerungsgrup-
pe dar [1, 2, 5, 21]. Der bestehende Regel-
kreis für Heime im Zuständigkeitsbereich 
der Hessischen Betreuungs- und Pfle-
geaufsicht ist als beispielhaft für die Er-
weiterung des hessischen Hitzewarnsys-
tems zu einem Hitzeaktionsplan anzuse-
hen. Ein vergleichbarer Rechtsrahmen be-
steht auf Länderebene lediglich für den öf-
fentlichen Gesundheitsdienst (. Abb. 2). 
Handlungsaufträge an die Gesundheits-
ämter sollten in einem Landeshitzeak-
tionsplan konkretisiert und auf kom-
munaler Ebene an die jeweiligen spezifi-
schen Bedarfe angepasst werden. Unter 
fachlicher Leitung und Koordination der 
Gesundheitsämter wären über die allge-
meine Information hinaus Maßnahmen 
denkbar wie

F	�eine 24-Stunden-Telefon-Hotline für 
alle Bürger, 

F	�die Ausweisung verlässlich geöffneter 
kühler Orte unter Einbeziehung kom-
munaler Gebäude oder Kirchen in 
mikroklimatisch ungünstigen Stadt-
teilen bis hin zu 

F	�aufsuchenden Diensten unter Einbe-
zug bürgerschaftlichen Engagements.

Die Zusammenschau von mikroklimati-
schen und soziodemografischen Daten 
ermöglicht die Identifizierung besonderer 
Risikogebiete für hitzebedingte Gesund-
heitsgefährdungen [1]. Für solche Gebie-
te wären in Kooperation von Planungs-
behörde und Gesundheitsamt Strategien 
zur Verbesserung des Mikroklimas wie 
Entsiegelung oder Schaffung von Durch-
lüftungskorridoren zu entwickeln. Dane-
ben sollten Gesundheitsämter Maßnah-
men zum Gesundheitsschutz spezifischer 

vulnerabler Gruppen (z. B. Wohnungslo-
se) während Hitzewellen implementieren.

»	 Im eigenen Haushalt 
lebende Senioren nutzen 
kaum Präventionsangebote 
des Gesundheitsamtes

Im eigenen Haushalt lebende Seniorinnen 
und Senioren nutzen kaum einschlägige 
Präventionsangebote des Gesundheitsam-
tes trotz intensiver Öffentlichkeitsarbeit 
[5]. Ein guter Zugang wäre dagegen über 
die hausärztliche Versorgung gegeben, da 
etwa 90% der über 60-Jährigen regelmä-
ßige Arztkontakte haben und mehr als die 
Hälfte von ihnen mehrfach pro Jahr [10]. 
Konkrete Handlungsanleitungen fehlen 
dafür bisher in Deutschland. Sie könnten 
analog der Vorgehensweise zur Erarbei-
tung der Handlungsanleitung für Pflege-
heime in Kooperation von zuständigem 
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Ministerium, Krankenkassen und ärztli-
cher Selbstverwaltung erarbeitet werden. 
Eine Schlüsselstellung nimmt der ärztli-
che Versorgungsbereich schon deshalb 
ein, weil alle anderen Akteure im ambu-
lanten Versorgungssektor die Risikokon-
stellationen von Patienten nur begrenzt 
einschätzen können. Ambulante Pflege-
dienste erhalten z. B. aus datenschutz-
rechtlichen Gründen nicht systematisch 
Kenntnis über Krankheiten oder Arznei-
mittelverordnungen der von ihnen Be-
treuten und sind nur in knapp der Hälfte 
der Fälle in den Medikationsprozess ein-
bezogen [13].

Entsprechend der Empfehlungen der 
WHO Europa [22] sollte eine Verlaufsbe-
obachtung des Krankheits- oder Sterbege-
schehens integraler Bestandteil jedes Hit-
zeaktionsplans sein. Ein Echtzeitmonito-
ring wie in Frankreich oder Italien erfor-
dert datenschutzrechtliche Anpassungen 
und ist derzeit in Deutschland nicht reali-
sierbar. Lediglich die retrospektive Morta-
litätsanalyse in Zusammenschau mit Wet-
terdaten erscheint unter den gegebenen 
Rahmenbedingungen machbar und sollte 
in die Routinen der Gesundheitsbericht-
erstattung eingehen. Eine Zusammen-
schau der Ergebnisse von einer Auswer-
tung der Sterbezahlen während vergange-
ner Hitzeperioden, von regionalen Klima-
projektionen und von Bevölkerungsvor-
ausberechnung in Hessen ließe Abschät-
zungen des Handlungsdrucks und Nach-
justierungen des Maßnahmenkatalogs im 
Rahmen jährlicher Evaluationen eines 
hessischen Hitzeaktionsplans zu.

Diskussion

Im August 2003 führten etwa 1000 zusätz-
liche Sterbefälle in Hessen [20] zur Ent-
wicklung des HHWS. Seine Evaluation 
hat gezeigt, dass von einem Warnsystem 
allein kaum Effekte zu erwarten sind. Es 
bedarf nun politischer Entscheidungen, 
die erarbeiteten Empfehlungen für einen 
Hitzeaktionsplan in Hessen umzusetzen. 
Dabei unterstreichen die Erfahrungen an-
derer Länder, dass nur die Verknüpfung 
von Warnung mit Handlung Chancen für 
wirksame Prävention bietet.

Für den Heimbereich ist dies bereits im 
HHWS gelungen. Mehr als Dreiviertel der 
Pflegebedürftigen in Hessen leben jedoch 

in einem eigenen Haushalt. Und nicht nur 
pflegebedürftige ältere Menschen sind 
durch Hitze gefährdet. In Frankfurt a. M. 
war z. B. die während der Hitzewelle 2003 
nachweisbare Übersterblichkeit zur Hälf-
te durch häusliche Sterbefälle in den hö-
heren Altersgruppen bedingt [8]. Da die 
Empfehlungen der WHO und die Erfah-
rungen anderer europäischer Länder in 
Deutschland bislang wenig Resonanz ge-
funden haben, besteht das Risiko, dass im 
Zuge des Klimawandels neuen Formen 
gesundheitlicher Ungleichheit Vorschub 
geleistet wird. Bei den durch Hitzewel-
len potenziell besonders gefährdeten äl-
teren Menschen handelt es sich um sog. 
schwache Interessengruppen, deren Belan-
ge durchzusetzen voraussetzungsvoll ist.

Der auf Länderebene organisierte öf-
fentliche Gesundheitsdienst kann ledig-
lich gezielte Angebote machen und sei-
ne Expertise in raumplanerische Prozes-
se einbringen. Das bestehende akute Prä-
ventionsvakuum im Falle von Hitzepe-
rioden kann er nicht füllen, u. a. weil sein 
Zugang zur vulnerablen Gruppe allein le-
bender älterer Menschen beschränkt ist. 
Die Länder könnten sich jedoch innerhalb 
ihres Zuständigkeitsbereiches stärker en-
gagieren. Ein guter Anfang wäre ein Mo-
nitoring der temperaturabhängigen Mor-
talität als Regelaufgabe der Gesundheits-
berichterstattung, da somit eine Grund-
lage für Interventionsentscheidungen ge-
schaffen werden könnte.

Schwieriger ist qua eingeschränkter 
Regelungskompetenz die Einflussnahme 
der Länder auf vorausschauendes Han-
deln innerhalb der vertragsbasierten ge-
sundheitlichen Versorgung. Umso mehr 
sind hier Initiativen der ärztlichen Selbst-
verwaltung gefragt.

Fazit für die Praxis

F	�Ältere Menschen stellen bei Hitzewel-
len eine besonders vulnerable Grup-
pe dar.

F	�Niedergelassenen Ärzten kommt eine 
Schlüsselstellung in der Prävention 
hitzebedingter Gesundheitsgefähr-
dungen zu.
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